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1 Textliche Festsetzungen 

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO) 

1.1.1 Sonstiges Sondergebiet „Gesundheit und Soziales“ (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 

2 BauNVO) 

Das sonstige Sondergebiet „Gesundheit und Soziales“ dient der Unterbringung von Gebäu-

den, Anlagen und Einrichtungen für die Altenpflege, für betreutes Wohnen und für senioren-

gerechtes Wohnen sowie für medizinische, gesundheitliche, pflegerische und soziale Dienst-

leistungen. 

1.1.1.1 Innerhalb des Sondergebietes Nr. 1 allgemein zulässig sind: 

• Gebäude, Anlagen und Einrichtungen für freie Berufe des Gesundheitswesens (z.B. 

Arztpraxen, Physiotherapiepraxen), 

• sonstige Gebäude, Anlagen und Einrichtungen für soziale und gesundheitliche Zwecke,  

• Medizinischer Facheinzelhandel (z.B. Apotheken),  

• dem nutzungszweck zugehörige Wohngebäude,  

• Wohnungen für Betriebsangehörige, 

• sonstige dem nutzungszweck zugehörige Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen im 

Sinne § 14 BauNVO.  

1.1.1.2 Innerhalb des Sondergebietes Nr. 2 allgemein zulässig sind: 

• Senioren- und Pflegeheim mit maximal 100 Pflegeplätzen  

• Wohnungen für seniorengerechtes Wohnen (z.B. betreutes Wohnen) 

• Räume für freie Berufe und Gewerbebetriebe im Bereich des Gesundheitswesens (z.B. 

Arztpraxen, Physiotherapiepraxen), 

• sonstige Anlagen und Einrichtungen für soziale und gesundheitliche Zwecke,  

• Wohnungen für Betriebsangehörige, 

• sonstige dem nutzungszweck zugehörige Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen im 

Sinne § 14 BauNVO.  
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1.2 Höhe baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO und 

§ 18 Abs. 1 BauNVO) 

1.2.1 Für das Sondergebiet Nr. 1 gilt: Der untere Bezugspunkt für die maximal zulässige Traufhöhe 

und die maximal zulässige Gebäudeoberkante ist die Oberkante in der Mitte der Fahrbahn, 

der das jeweilige Grundstück erschließenden Straße (Bahnhofstraße), gemessen lotrecht 

vor der Gebäudemitte. 

1.2.2 Für das Sondergebiet Nr. 2 gilt: Die Oberkante Erdgeschoss-Rohfußboden (OKRFB) wird auf 

mindestens 192,98 m über Normalhöhennull (NHN) festgesetzt. 

1.2.3 Die Traufhöhe ist bei geneigten Dächern der Schnittpunkt der verlängerten Außenwand mit 

der Oberkante der Dachhaut. Bei Flachdächern ist die Traufhöhe der oberste Attika-Ab-

schluss über dem letzten zulässigen Vollgeschoss. Die Gebäudeoberkante ist die Oberkante 

der Dachhaut am höchsten Punkt des Gebäudes. Die festgesetzte maximal zulässige Ge-

bäudeoberkante gilt auch für sonstige bauliche Anlagen. 

1.3 Grundflächenzahl (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 4 BauNVO) 

Für das Sondergebiet Nr. 1 gilt: Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen von 

Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 

sowie baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück 

lediglich unterbaut wird bis zu einer GRZ=0,95 überschritten werden. 

1.4 Zulässigkeit von Garagen und Stellplätzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und 4 BauGB i.V.m. § 23 

Abs. 5 BauNVO) 

1.4.1 Garagen und überdachte Pkw-Stellplätze (Carports) sind ausschließlich innerhalb der über-

baubaren Grundstücksflächen zulässig.  

1.4.2 Stellplätze sind ausschließlich innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sowie inner-

halb der für diesen Nutzungszweck ausgewiesenen Flächen zulässig.  

1.4.3 Innerhalb der in der Planzeichnung umgrenzten Flächen für Stellplätze sind auch Nebenan-

lagen im Sinne des § 14 BauNVO zulässig. 

1.5 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-

schaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

1.5.1 Befestigte Flächen wie z.B. Stellplätze, Wege- und Hofflächen im Sinne untergeordneter Ne-

benanlagen sind innerhalb des Sondergebietes „Gesundheit und Soziales“ wasserdurchläs-

sig mit einem mittleren Abflussbeiwert < 0,6 zu befestigen.  

1.5.2 Zur Außenbeleuchtung sind ausschließlich vollabgeschirmte Leuchten, die im installierten 

Zustand nur unterhalb der Horizontalen abstrahlen (0 % Upward Light Ratio) und Leuchtmit-

tel mit für Insekten wirkungsarmen Spektrum von weniger als 3.000 Kelvin zulässig.  



Textliche Festsetzungen, Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Zwischen Bahnhofstraße und Dillgartenstraße“   

Vorentwurf - Planstand: 08.04.2024 4 

1.5.3 Die Verwendung von wasserdichten oder nicht durchwurzelbaren Materialien (Folie oder 

Vlies) zur Freiflächengestaltung ist unzulässig. Die Anlage von permanent mit Wasser ge-

füllten Teichen, die Verwendung im Zusammenhang mit der Errichtung von Anlagen zur 

Rückhaltung von anfallendem Niederschlagswasser oder Abdichtungen von baulichen An-

lagen unterhalb der Geländeoberfläche bleiben hiervon unberührt.  

1.6 Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Na-

tur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Entwicklungsziel: Naturnahe Uferbereiche  

Maßnahmen: Die bestehenden Ufergehölze sind zu erhalten. Die Fläche ist der Eigenent-

wicklung (Sukzession) zu überlassen.  

1.7 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a 

BauGB) 

Mindestens 50 % der Dachflächen bis maximal 5° Neigung sind mindestens in extensiver 

Form mit Wildgräsern und Wildkräutern zu begrünen und dauerhaft zu erhalten. Die Stärke 

der Vegetationstragschicht muss mind. 0,10 m betragen. Die Dachflächen von Carports und 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind hiervon ausgenommen. 

1.8 Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b 

BauGB) 

1.8.1 Innerhalb der Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, 

Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind die vorhandenen Bäume und Sträucher fach-

gerecht zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang sind Ersatzpflanzungen mit ein-

heimischen, standortgerechten Arten vorzunehmen.  

1.8.2 Zum Erhalt festgesetzte Bäume sind fachgerecht zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Bei 

Abgang sind Ersatzpflanzungen vorzunehmen; hierbei ist eine Verschiebung der Baumpflan-

zungen von bis zu 5 m gegenüber den zeichnerischen festgesetzten Standorten der zu er-

haltenden Bäume zulässig.  

1.9 Zulässigkeit von Vorhaben (§ 9 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 3a BauGB) 

Innerhalb des in der Plankarte abgegrenzten Vorhabengrundstückes sind nur solche Vorha-

ben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag ver-

pflichtet. Änderungen des Durchführungsvertrags oder der Abschluss eines neuen Durch-

führungsvertrags sind zulässig. 
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2 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften 
(Satzung gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 91 Abs. 1 und 3 HBO) 

2.1 Dachgestaltung (§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 

2.1.1 Für das Sondergebiet Nr. 1 gilt: Zulässig sind Sattel- und Walmdächer mit einer Neigung von 

28°- 45° sowie Flachdächer mit einer Neigung von maximal 5°. Zur Dacheindeckung sind 

nicht glänzende Materialien in dunklen Farben (schwarz, braun, anthrazit) zulässig. Anlagen 

zur Nutzung von Solarenergie auf den Dachflächen sind zulässig. Für Garagen und Carports, 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie untergeordnete Dächer sind abweichende 

Dachformen und Dachneigungen zulässig.   

2.1.2 Für das Sondergebiet Nr. 2 gilt: Zulässig sind Flachdächer bis maximal 5° Neigung. Für 

überdachte Pkw-Stellplätze (Carports), Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie 

untergeordnete Dächer sind abweichende Dachformen und Dachneigungen zulässig.  

2.2 Einfriedungen (§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 

Zulässig sind offene Einfriedungen sowie Laubhecken. Die straßenseitigen Einfriedungen 

dürfen eine Höhe von 0,80 m über der Straßenoberkante nicht überschreiten. Entlang der 

übrigen Grundstücksgrenzen beträgt die maximal zulässige Höhe der Einfriedungen 1,5 m 

über der Geländeoberfläche. Ein Mindestbodenabstand von 0,15 m ist einzuhalten. Mauer- 

und Betonsockelsockel sind unzulässig, soweit es sich nicht um erforderliche Stützmauern 

handelt. 

2.3 Abfall- und Wertstoffbehälter (§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 

Standflächen für Abfall- und Wertstoffbehälter sind gegen eine allgemeine Einsicht abzu-

schirmen. Sie sind in Bauteile einzufügen oder einzubeziehen oder mit Laubhecken zu um-

pflanzen oder mit einem Sichtschutz dauerhaft zu umgeben. 

2.4 Grundstücksfreiflächen (§ 91 Abs. 1 Nr. 5 HBO) 

2.4.1 Stein-, Kies-, Split- und Schottergärten oder -schüttungen von mehr als 1 m² Fläche sind 

unzulässig, soweit sie auf einem Unkrautvlies, einer Folie oder einer vergleichbaren Unter-

grundabdichtung aufgebracht werden und nicht wie bei einem klassischen Steingarten die 

Vegetation, sondern das steinerne Material als hauptsächliches Gestaltungsmittel eingesetzt 

wird. Stein- oder Kiesschüttungen, die dem Spritzwasserschutz unmittelbar am Gebäude 

oder der Versickerung von Niederschlagswasser dienen, bleiben hiervon unberührt. 

2.4.2 Für das Sondergebiet Nr. 2 gilt: Mind. 30 % der Grundstücksfreiflächen sind mit standortge-

rechten Gehölzen zu bepflanzen und dauerhaft zu pflegen. Zur Artenauswahl vgl. 3.1. Es 

gelten 1 Baum 20 m² oder 1 Strauch 3 m². Die nach den bauplanungsrechtlichen Festset-

zungen zum Erhalt festgesetzten Einzelbäume können zur Anrechnung gebracht werden.  
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3 Hinweise und nachrichtliche Übernahmen 

3.1 Artenauswahl  

Artenliste 1 (Bäume): 

Acer campestre – Feldahorn    Obstbäume: 

Acer platanoides – Spitzahorn    Juglans regia – Walnuss 

Acer pseudoplatanus – Bergahorn   Malus domestica – Apfel 

Alnus glutinosa – Schwarz-Erle   Prunus avium – Kulturkirsche 

Carpinus betulus – Hainbuche    Prunus cerasus – Sauerkirsche 

Corylus colurna (Baumhasel)    Prunus div. spec. – Kirsche, Pflaume 

Fraxinus excelsior – Esche   Pyrus communis – Birne 

Populus tremula – Zitter-Pappel    Pyrus pyraster – Wildbirne 

Populus alba – Silber-Pappel    Sorbus aucuparia – Vogelbeere 

Populus nigra – Schwarz-Pappel 

Prunus avium – Vogelkirsche     

Prunus padus – Traubenkirsche  

Quercus robur – Stieleiche 

Salix alba – Silber-Weide 

Salix fragilis – Bruch-Weide 

Sorbus aucuparia – Eberesche 

Taxus baccata (Europäische Eibe) 

Tilia cordata – Winterlinde 

Tilia platyphyllos – Sommerlinde 

Ulmus laevis – Flatterulme 

Taxus baccata – Europäische Eibe 

Artenliste 2 (Sträucher): 

Amelanchier ovalis – Gemeine Felsenbirne  Malus sylvestris – Wildapfel 

Buxus sempervirens – Buchsbaum   Rhamnus cathartica – Kreuzdorn 

Cornus sanguinea – Roter Hartriegel   Ribes div. spec. – Beerensträucher 

Corylus avellana – Hasel    Rosa spec. – Rosen 

Euonymus europaea – Pfaffenhütchen  Salix caprea – Salweide 

Frangula alnus – Faulbaum   Salix purpurea – Purpurweide 

Ligustrum vulgare – Liguster   Sambucus nigra – Schwarzer Holunder 

Lonicera xylosteum – Heckenkirsche  Viburnum lantana – Wolliger Schneeball 

Lonicera caerulea – Heckenkirsche  Viburnum opulus – Gemeiner Schneeball  

Artenliste 3 (Kletterpflanzen): 

Clematis vitalba - Gew. Waldrebe  Lonicera caprifolium - Geißblatt 

Hedera helix – Efeu     Lonicera periclymenum – Waldgeißblatt 

Humulus lupulus – Hopfen   Vitis vinifera – Echter Wein 
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Auf die Grenzabstände für Pflanzungen gemäß §§ 38-40 Hessisches Nachbarrechtsgesetz 

wird hingewiesen.  

3.2 Stellplatzsatzung 

Es gilt die Stellplatzsatzung der Gemeinde Sinn in der zum Zeitpunkt der Bauantragstellung 

geltenden Fassung.  

3.3 Denkmalschutz 

Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenver-

färbungen und Fundgegenstände (Scherben, Steingeräte, Skelettreste) entdeckt werden. 

Diese sind gemäß § 21 HDSchG unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege Hessen 

(Abt. Archäologische Denkmalpflege) oder der unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. 

Fund und Fundstellen sind gemäß § 21 Abs. 3 HDSchG in unverändertem Zustand zu erhal-

ten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen. 

3.4 Verwertung von Niederschlagswasser 

3.4.1 Gemäß § 55 Abs. 2 Satz 1 WHG: Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt 

oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Ge-

wässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasser-rechtliche noch sonstige öffentlich-

rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 

3.4.2 Gemäß § 37 Abs. 4 Satz 1 HWG: Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von 

der Person, bei der es anfällt, verwertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesund-

heitliche Belange nicht entgegenstehen. 

3.5 Grundwasser 

Sollte bei der Bebauung der Grundstücke im Geltungsbereich während der Baugrubenher-

stellung Grundwasser aufgeschlossen und dessen Ableitung erforderlich werden, ist dies 

unverzüglich beim Landrat des Lahn-Dill-Kreises, Abteilung Wasser- und Bodenschutz an-

zuzeigen.  

3.6 Überschwemmungsgebiet 

Das Plangebiet liegt innerhalb des amtlich festgestellten Überschwemmungsgebietes der 

Dill. In festgesetzten Überschwemmungsgebieten ist die Errichtung oder Erweiterung bauli-

cher Anlagen grundsätzlich untersagt. Die zuständige Behörde kann jedoch die Errichtung 

oder Erweiterung einer baulichen Anlage im Einzelfall genehmigen, wenn das Vorhaben die 

Hochwasserrückhaltung nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt und der Verlust von ver-

loren gehendem Rückhalteraum umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird, den 

Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig verändert, den bestehenden 

Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt und hochwasserangepasst ausgeführt wird oder die 
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nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen ausgeglichen werden können (§ 78 

Abs. 4 und 5 WHG). Bauliche Anlagen und sonstige bauliche Maßnahmen einschließlich 

Geländeauffüllungen im Überschwemmungsgebiet bedürfen demnach der wasserrechtli-

chen Genehmigung der zuständigen Wasserbehörde. 

3.7 Risikogebiet außerhalb von Überschwemmungsgebieten 

Das Plangebiet liegt im Risiko-Überschwemmungsgebiet der Dill (HQ extrem), welches bei 

Überschreitung des Bemessungshochwassers oder bei Versagen von Deichen oder ver-

gleichbaren öffentlichen Hochwasserschutzeinrichtungen überschwemmt werden kann. In 

diesen Gebieten sind bei der Sanierung und dem Neubau von Objekten Vorkehrungen zu 

treffen, und, soweit erforderlich, bautechnische Maßnahmen vorzunehmen, um den Eintrag 

von wassergefährdenden Stoffen bei Überschwemmungen entsprechend dem Stand der 

Technik auszuschließen. 

3.8 Gewässerrandstreifen 

Entlang der Wasserflächen der Dill erstreckt sich der gesetzliche Gewässerrandstreifen. Auf 

die Regelungen des § 38 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und § 23 Hessisches Wasserge-

setz (HWG) wird hingewiesen. Demnach gilt unter anderem, dass im Gewässerrandstreifen 

das Entfernen von standortgerechten Bäumen und Sträuchern sowie das Neuanpflanzen 

von nicht standortgerechten Bäumen und Sträuchern, der Umgang mit wassergefährdenden 

Stoffen und die nicht nur zeitweise Ablagerung von Gegenständen, die den Wasserabfluss 

behindern können oder die fortgeschwemmt werden können, verboten ist.   

3.9 Verwendung von erneuerbaren Energien 

Auf das Gesetz zur Einsparung von Energie und zur Nutzung erneuerbarer Energien zur 

Wärme- und Kälteerzeugung in Gebäuden (Gebäudeenergiegesetz – GEG) und die hierin 

enthaltenen Vorgaben für einen möglichst sparsamen Einsatz von Energie in Gebäuden ein-

schließlich einer zunehmenden Nutzung erneuerbarer Energien zur Erzeugung von Wärme, 

Kälte und Strom für den Gebäudebetrieb wird hingewiesen. Es gilt jeweils die zum Zeitpunkt 

der Bauantragstellung wirksame Fassung. 

3.10 Artenschutzrechtliche Hinweise 

3.10.1 Die Vorschriften des besonderen Artenschutzes des § 44 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) sind zu beachten. Zur Vermeidung der Zerstörung oder Beschädigung von Fort-

pflanzungs- und Ruhestätten besonders und streng geschützter Arten (vgl. § 7 Abs. 2 Nr. 13 

und 14 BNatSchG) sind die folgenden Punkte zu beachten: 

a) Baumaßnahmen, die zu einer Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten ge-

schützter Vogelarten führen können, sind außerhalb der Brutzeit durchzuführen. Ggf. be-

darf es in einigen Fällen bei Baumaßnahmen auch außerhalb der Brutzeit einer geson-

derten Genehmigung seitens der unteren Naturschutzbehörde.  
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b) Bestandsgebäude sind vor Durchführung von Bau- oder Änderungsmaßnahmen darauf-

hin zu kontrollieren, ob geschützte Tierarten anwesend sind. 

c) Gehölzrückschnitte und -rodungen sind außerhalb der Brutzeit (01.03. bis 30.09.) durch-

zuführen. 

d) Baumhöhlen und Gebäude sind vor Beginn von Rodungs- oder Bauarbeiten außerhalb 

der Brutzeit (01.03. bis 30.09.) auf überwinternde Arten zu überprüfen. 

e) Rodungen von Höhlenbäumen und Abrissarbeiten sind außerhalb der Wochenstubenzeit 

(01.05. bis 31.07.) durchzuführen und durch eine qualifizierte Person zu begleiten. 

Bei abweichender Vorgehensweise ist die Untere Naturschutzbehörde vorab zu informieren. 

Werden Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG berührt, ist eine Ausnahme nach § 45 

Abs. 7 BNatSchG bzw. Befreiung nach § 67 BNatSchG bei der Unteren Naturschutzbehörde 

zu beantragen. 

3.10.2 Es wird darauf hingewiesen, dass die Errichtung großflächiger, vollständig transparenter 

oder spiegelnder Glaskonstruktionen mit einer zusammenhängenden Glasfläche von mehr 

als 20 m² gemäß § 37 Abs. 2 HeNatG in der Regel unzulässig ist. Zudem sind gemäß § 37 

Abs. 3 HeNatG bei Neubau und grundlegender Sanierung bestehender Baukörper großflä-

chige Glasfassaden und spiegelnde Fassaden zu vermeiden und dort, wo sie unvermeidbar 

sind, so zu gestalten, dass Vogelschlag vermieden wird.  

3.11 Bodenschutz 

Bei Bodenaushubarbeiten ist auf Bodenveränderungen hinsichtlich Farbe und Geruch zu 

achten. Sofern diesbezügliche Auffälligkeiten vorhanden sind, ist eine Bodenuntersuchung 

vorzunehmen. Vorhandene Bodenkontaminationen sind der Unteren Wasserbehörde zu 

melden und umgehend zu sanieren.  

 


